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Anfr.agebe,ptwortung 

nie Anfrage der Abg. Kin 4 1 und Genossen, betreffend 
Uberfä1le von Soldaten 4er Besatzungsmächte auf 6sterreicb1sohe Staats­

bürser, beantwortet Bundeskanzler Ing. Raa b wie folst. 

Ubergriffe von Angehörigen der Besatzungsmächte werden jeweils 
bereits von den örtlich zuständigen Beh<Srden zum Anlass von Vorstellun ... 

gen bei den in Frage kommenden Besatzungedienststellen genommen, gegebe­
nenfalls mit dem Begehren nach Sohadenersatz bzw. Wiedergutmachung und 

Vorkehrung von Massnahmen zur Verhinderung v:.,n Wiederholungen. 
Falls solche Vorstellungen ergebnislos bleiben oder wenn es 

sich um ernstere Zwisohenfälle handelt, werden die ngtwendigenSchritte 
bei den zentralen Dienststellen der Besatzungsmächte vom'Bundesmin1sterium 

für Inneres unternommen. 
Im April d.J. habe ich im übrigen namens der Bundesregierung 

das Verhalten ven Beeatzungaangeh<Srigen, die sich sohwerer strafrecht. 

lieh verfolgbarer Ubeltaten gegenUber der wehrlosen Zivilbevölkerung 
sOhuldig gemacht haben, den Rochkommissären der in Betracht kommenden 
Besatzungsmlchte pers<Snlich zur Kenntnis gebracht und neben der strengen 
Bestrafung der ~äter sowie Benachrichtigung über den Ausgang der einzel~ 

nen Strafverfahren auoh die Vorsorge von Mas$nahmen begehrt, duroh d1~ 
derartige Übergriffe und Verst5sse gegen die Reohtsordnung in,Zukunft 

hintangehalten werden und di~,weh~lose !ev61kerung vor weiteren Exzessen 

von Besatzungsangeh8rigen gesohützt wird. 
Soweit sieh die Anfrage auf den am 2.Juni 1954 erfolgten Uber-' 

fall von zwei Angehörigen derbritisohen Besatz~gsmaoht auf Bewohner des 
< f 

13.Wiener Gemeindebezirkes bezieht, muss darauf hingewiesen werden, dass 
, ,) 

der britisohe Hoohkommissär naoh Bekanntwerden der Exzesse der beiden 
Soldaten der Österreiohischen Bundesregierung sofort und spontan sein 
tiefstes Bedauern über diesen Zwisohenfall auagespr'oohen, die strenge 
Bestrafung der Täter sowie die Vorkehrung besonderer Massnahmen zuge­
sagt und die Bereitschaft zur Erfüllung von Versorgungs- und Schaden­
ersatzansprüchen tum Ausdruok gebracht hat. 

Diese Vorfälle nunmehr auch beim .Alliierten Rat zur Spraohe zu 

bringen, scheint naoh den' obigen Ausführungen nioht erforderlich. 
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